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Von Eckhard Boecker

Mittel- und Osteuropa (MOE) 
ist für Westeuropa zu einem 
wirtschaftlich interessanten 

Marktfeld geworden – auch für die 
deutsche Speditions- und Transport-
branche. Doch das Transportrecht in 
den MOE-Ländern unterscheidet sich 
in vielen Punkten von den hiesigen 
Bestimmungen – auch in den Staa-
ten, die heute zur EU gehören, wie 
zum Beispiel in Polen und der Tsche-
chischen Republik. Einige Beispiele 
aus diesen beiden Ländern sollen dies 
verdeutlichen.

In nahezu allen Staaten Osteuro-
pas gilt das Genfer Übereinkommen 
über den Beförderungsvertrag im in-
ternationalen Straßenverkehr (CMR). 
Dies zumindest dann, wenn die Vor-
aussetzungen des Artikels 1 CMR er-

füllt sind. Das ist auch der Fall, wenn 
Güter aus Polen oder der Tschechien 
Republik nach Deutschland befördert 
werden.

Polnische Unternehmen, die nati-
onalen Straßengüterverkehr betrei-
ben wollen, brauchen dafür eine Li-

zenz. Diesellizenzen 
werden für einen Zeit-
raum von mindestens 
zwei und maximal 50 
Jahren erteilt. Dazu 
muss der Transport-
unternehmer einen 
Antrag bei der zustän-
digen Behörde stellen. 
Um die begehrte Lizenz 
zu bekommen, muss er 
– ähnlich wie in Deutsch-
land – für die Genehmi-
gung nach dem Güterkraft-
verkehrsgesetz bestimmte Vo-
raussetzungen erfüllen. Dabei 
geht es unter anderem um die Fach-
kompetenz sowie um die fi nanzielle 
Leistungs fähigkeit.

Anders als in Deutschland müs-
sen in Polen aber auch Speditionen 
über eine Lizenz für inländische Gü-
tertransporte verfügen, um ihre Leis-
tungen anbieten zu können. Lehnt 
die zuständige Behörde es ab, die Li-
zenz zu erteilen, kann der Antragstel-
ler dieser Entscheidung binnen 14 Ta-
gen widersprechen.

ZGB regelt Frachtrecht in Polen. Der 
Beförderungsvertrag ist in Polen im 
Artikel 774 Zivilgesetzbuch (ZGB) ge-
regelt. Darin heißt es, dass sich der 
Transportunternehmer verpfl ichtet, 
auf der Basis eines Transportauftrags 
Personen und/oder Handelswaren ge-
gen Entgelt zu befördern. Den Spe-
ditionsvertrag regelt der Artikel 794 
ZGB.

Eines der wichtigsten Kapitel ei-
nes jeden Transportrechts, ist die Ver-
kehrshaftung des Transportunter-
nehmers beziehungsweise des Spedi-
teurs. In Polen ist im Artikel 801 ZGB 
die Schadenersatzpfl icht des Spedi-
teurs aufgrund von Sendungsverlus-
ten oder -beschädigungen geregelt. 
Dabei darf der Schadenersatz den 
„gewöhnlichen Ladungswert“ grund-
sätzlich nicht überschreiten, ausge-
nommen der Güterschaden resultiert 
aus grober Fahrlässigkeit.

Die polnische Gerichtspraxis de-
fi niert den „gewöhnlichen Wert“ wie 
folgt: Wird nur ein Teil der Ladung 
beschädigt oder ist nur ein Teilver-
lust der Ladung zu beklagen, so darf 
der Schadenersatz den Wert des be-
schädigten/verlorenen Teilgutes nicht 
überschreiten. In Polen haftet der 
Spediteur für besonders hochwertige 
Güter (zum Beispiel Wertpapiere) nur 
dann, wenn die Eigenschaften der Wa-

ren bei Vertragsabschluss vom Trans-
portkunden angezeigt wurden.

Folgeschäden nicht geregelt. Eine 
Haftpfl icht für Folgeschäden aufgrund 
einer Transportzeitverzögerung ist 
nicht gesetzlich geregelt. Ein solcher 
Anspruch kann in Polen nur dann er-
folgreich durchgesetzt werden, wenn 
der Spediteur die Umstände zu ver-
antworten hat. Der Spediteur in Polen 
haftet dann, wenn er nach Artikel 472 
ZGB seiner Sorgfaltspfl icht nicht aus-
reichend nachkommt.

Gemäß der gesetzlichen Grund-
lage liegt die Haftung des Spediteurs 
bei zwei Sonderziehungsrechten (SZR) 
pro Kilogramm der Bruttomasse sowie 
50 000 SZR je Schadenereignis nach 
den polnischen Speditionsbedingun-
gen. Der Spediteur hat in Polen – wie in 
Deutschland auch 
– die Möglichkeit, 
seine Haftung im 
Speditionsvertrag 
individuell festle-
gen zu können. So 
kann zum Beispiel 
festgelegt werden, dass er nur in Fällen 
von grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz 
Schadenersatz leisten muss, nicht aber 
bei Leichtfertigkeit.

Anders als in Deutschland, haftet 
ein polnischer Spediteur nicht per se 
für seine Erfüllungsgehilfen, derer er 
sich bei der Umsetzung des Transpor-
tauftrages bedient. Allerdings steht 
er dann in der Verantwortung, wenn 
er sich eines Auswahlverschuldens 
schuldig gemacht hat.

HGB in Tschechien maßgeblich. Die 
wichtigsten Rechtsgrundlagen für 
das Fracht- und Speditionsgeschäft 

in Tschechien sind im 
Handelsgesetzbuch 
(HGB) Nr. 513/1991 
Slg. zu fi nden. Dieses 
Gesetz wird jedoch, 
wie in Deutschland 
auch, dann nicht an-
gewendet, wenn auf-

grund internationaler 
Verträge zwingenden Be-

stimmungen Vorrang ein-
zuräumen ist. Dazu gehö-

ren beispielsweise im grenz-
überschreitenden Straßengü-

terverkehr die CMR sowie im 
internationalen Luftfrachtgeschäft 

das Warschauer Abkommen (WA).
Anders als in Polen regelt das tsche-

chische Gesetz auch Transportfristen. 
Ist keine Frist vereinbart, so gilt: Bei ei-
ner Beförderungstrecke unter 150 km 
beträgt die Transportfrist zwölf Stun-
den pro begonnenen 400 km. Dazu 
kommt jeweils eine Ausrüstungszeit 
von noch einmal zwölf Stunden.

Im HGB ist festgeschrieben, dass 
der Frachtführer grundsätzlich voll für 
einen Schaden haftet. Damit ist er im 
Vergleich zu vielen Frachtführern an-
derer europäischer Staaten signifi kant 
benachteiligt. Er kann aber Begrenzun-
gen individuell vereinbaren.

Grundsätzlich beträgt die Verjäh-
rungsfrist für Schadenansprüche, die 
sich nach den Paragrafen 397 und 399 
HGB zu bemessen haben, vier Jahre. In 
Deutschland beträgt sie für Schäden auf-
grund grober Fahrlässigkeit nach Para-
graf 439 Handelsgesetzbuch (HGB) ma-
ximal drei Jahre. Ansprüche aufgrund 

von fahrlässigen 
Güterschäden oder 
verspäteter Zustel-
lung verjähren wie 
in Deutschland nach 
Ablauf eines Jahres.  

Wie diese Bei-
spiele zeigen, gibt es Unterschiede im 
Transportrecht der verschiedenen EU-
Länder besonders dort, wo die Vor-
schriften internationaler Verträge nicht 
angewendet werden müssen. Für nati-
onale Transporte wird auch nationales 
Recht angewendet. Dieses weicht dann 
oft von den Haftungsgrundlagen inter-
nationaler Abkommen ab.

Deshalb ist es besonders wichtig, 
dass sich westeuropäische Transpor-
teure und Spediteure mit den Bestim-
mungen im jeweiligen Land vertraut 
machen. Dies gilt einmal mehr auch 
für das Speditions- und Transport-
recht. Denn Allgemeingut ist quasi, 

dass für den verantwortlichen Betrieb 
bereits ein einziger Schadenfall rich-
tig teuer werden kann. Das gilt vor al-
lem dann, wenn im Schadenfall aus-
kömmlicher Verkehrshaftungsversi-
cherungsschutz fehlt und/oder beim 
physischen Schadenverursacher kein 
oder kein vollständiger Regress ge-
nommen werden kann. Vor dem Hin-
tergrund, dass die Versicherungspo-
lice vieler mittel- und osteuropäischer 
Transportunternehmen Schäden dem 
Grunde und der Höhe nach nur unzu-
reichend deckt, ist dieser Punkt für den 
Auftraggeber von Logistik- und Trans-
portdienstleistungen außerordentlich 
bedeutend. DVZ 15.11.2008 

Gesetze in MOE-Ländern 
vorab studieren
Trotz EU-Mitgliedschaft gibt es feine 
Unterschiede im Transportrecht.

Eckhard Boecker,
Manager Claims & 
Administration, APL Logistics,
Warehouse Management 
Services Germany, Hamburg.Fo
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Für den verantwortlichen 
Betrieb kann bereits ein
einziger Schadenfall
richtig teuer werden
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…aktuelle Informationen unter

www.kukla-spedition.com

…ein Besuch lohnt sich, denn…

…Transport ist eine Frage des Kopfes

Planen- und Kühl-LKW,
Container- und 
Kombi-Verkehre


